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Herzinfarkt nach 
Fehlbehandlung
Gibt es Schmerzengeld für seelische Leidenszustände 
aufgrund verringerter Lebenserwartung?
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Verwaltungsreform l Verwaltungsgerichtsbarkeit neu 

Liebe Klientinnen 
und Klienten!
Mit 1. Jänner 2014 wurde 

die „zweistufige Verwal-
tungsgerichtsbarkeit“ in Ös-
terreich eingeführt. Sie brachte 
umfangreiche Veränderungen 
im Organisations- und Verfah-
rensrecht mit sich und stellte 
den Rechtsschutz im Bereich 
der Verwaltung auf vollkom-
men neue Beine.  

Während bis 2013 nicht nur 
zwischen der Landes- und 
Bundesverwaltung große Un-
terschiede bestanden, waren 
auch je nach Rechtsbereich 
völlig verschiedene Behörden 
zuständig. Der administrative 
Instanzenzug war umständ-
lich und unübersichtlich. Eine 
Bausache ging etwa vom Bür-
germeister über den Gemein-
derat bis zur Landesregierung, 
ehe gegen deren Entscheidung 
eine Beschwerde an den Ver-
waltungsgerichtshof erhoben 
werden konnte, während ein 
über ein Bauvorhaben anhän-
giges Umweltverträglichkeits-
prüfungsverfahren nach der 
Landesregierung in letzter In-
stanz bei einem Umweltsenat 
gelandet wäre. 

Fast alle Behördenentschei-
dungen konnten früher beim 
Verwaltungsgerichtshof ange-
fochten werden; dies aber erst 
nach Ausschöpfung aller In-
stanzen. Die jeweilig letzte In-
stanz konnte je nach Materie 
der Bundesminister, die Lan-
desregierung, ein Unabhän-
giger Verwaltungssenat, die 
Vergabekontrollbehörde und 
viele mehr sein.

Ziel und Sinn der Reform 
war es, den Instanzenzug zu 
vereinfachen und gleichzei-
tig den Verwaltungsgerichts-
hof zu entlasten. Überdies ent-
spricht es der Europäischen 
Menschenrechtskonvention, 
dass alle individuellen rechtli-
chen Entscheidungen von un-

abhängigen Gerichten gefällt 
werden. Dies wurde dadurch 
erreicht, dass alle Beschwerden 
gegen Bescheide im Verwal-
tungsverfahren in zweiter In-
stanz nunmehr bei einem un-
abhängigen Verwaltungsge-
richt landen, welches über den 
Sachverhalt nach eingehender 
Prüfung und oft auch erst nach 
einer mündlichen Verhand-
lung endgültig entscheidet, 
und gegen dessen Entschei-
dung (abgesehen von einer all-
fälligen Beschwerde an den 
Verfassungsgerichtshof wegen 
Verletzung verfassungsrecht-
lich gewährleisteter Rechte) 
auch eine Revision an den Ver-
waltungsgerichtshof nur noch 
wegen einer Rechtsfrage erho-
ben werden kann, der grund-
sätzliche Bedeutung zukommt, 
etwa weil die angefochtene 
Entscheidung der bisherigen 
Rechtsprechung widerspricht 
oder dazu bislang eine gesi-
cherte Rechtsprechung fehlt. 

Eingerichtet wurden die Ver-
waltungsgerichte nach dem 
so genannten „9 + 2-Modell“. 
Es wurden für Landesverwal-
tungssachen neun Landesver-
waltungsgerichte, für Bundes-
verwaltungssachen ein Bun-
desverwaltungsgericht sowie 
für den Bereich der Finanzver-
waltung ein Bundesfinanzge-
richt geschaffen, welche nun-
mehr flächendeckend für alle 
Verwaltungsangelegenheiten 
in zweiter Instanz zuständig 
sind. Wer einen Verwaltungs-
bescheid (egal ob zB einen Be-
scheid in einer Bau- oder Fami-
lienbeihilfe- oder Staatsbürger-
schaftsangelegenheit – oder et-
wa ein Straferkenntnis wegen 
ein Verwaltungsübertretung) 
zugestellt bekommt, kann in-
nerhalb von vier Wochen ei-
ne Beschwerde direkt bei der 
bescheiderlassenden Behör-

de einbringen. Nun kann die-
se Behörde in aller Regel (nicht 
bei Verwaltungsstrafen) selbst 
noch einmal binnen zwei Mo-
naten im Rahmen einer so ge-
nannten „Beschwerdevorent-
scheidung“ über die Sache ent-
scheiden und den Bescheid be-
stätigen, abändern bzw. aufhe-
ben oder die Beschwerde zu-
rückweisen. Gegen eine solche 
Beschwerdevorentscheidung 
kann sich der Beschwerdefüh-
rer nun sofort mittels eines 
binnen 14 Tagen zu stellenden 
Vorlageantrages an das zu-
ständige Verwaltungsgericht 
wenden, welches gemäß dem 
Gesetzeswortlaut darüber „oh-
ne unnötigen Aufschub, späte-
stens aber sechs Monate nach 
Einlangen“ der Beschwerde 
bzw. des Vorlageantrages zu 
entscheiden hat. 

Die geschilderte Reform 
(Stichwort Verwaltungsreform, 
aber unter Aufrechterhaltung 
des Föderalismus) war eines 
der größten rechtsstaatlichen 
Projekte der zweiten Republik 
und darf nach den ersten Er-
fahrungen insgesamt als Er-
folg bewertet werden.  n
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MIETRECHT

Setzt sich der Trend der Kli-
maerwärmung weiter fort, 
ist mit steigenden Jahresmit-
teltemperaturen zu rechnen. 
Deshalb ziehen immer mehr 
Menschen in Erwägung, Kli-
mageräte einbauen zu lassen, 
um die Wohn- bzw Arbeits-
bedingungen im Sommer zu 
verbessern. Der Einbau von 
Klimageräten ist jedoch mit 
nicht unerheblichen Kosten 
verbunden; eine Belastung, 
die überlegt sein will. 

Der OGH setzte sich kürz-
lich mit der Frage auseinan-
der, ob sich aus dem Gesetz ei-
ne Pflicht des Vermieters er-
gibt, eine Klimaanlage in ver-
mietete Objekte einbauen zu 
lassen, in denen die Raum-
temperatur gesundheits-

gefährdende Ausmaße an-
nimmt. Die Mieterin begehrte 
den Einbau einer Klimaanla-
ge, weil die Raumtemperatur 
in den Monaten Mai bis Sep-
tember auch an nicht heißen 
Tagen auf über 30 Grad Celsi-
us ansteigt. Eine Verpflichtung 
des Vermieters zum Einbau ei-
ner Klimaanlage könnte sich 
aus § 3 Abs 2 Z 2 MRG ergeben, 
welcher die Beseitigung ei-
ner erheblichen Gesundheits-
gefährdung durch den Miet-
gegenstand vorschreibt. Die-
se Bestimmung ist im Vollan-
wendungsbereich des MRG so-
wohl auf Wohnungen als auch 
Geschäftsräume anwendbar. 
Eine erhebliche Gesundheits-
gefährdung iSd § 3 Abs 2 Z 2 
MRG besteht nicht nur bei ex-
tremen oder gar lebensbedro-
henden Gefahren, sondern bei 
jedem Mangel, von dem eine 
signifikante Gefährdung der 
körperlichen Integrität aus-
geht. 

Die erhebliche Gesund-
heitsgefährdung muss vom 
Mietobjekt selbst ausgehen. 
Die Gesetzesmaterialien (RV 
1183 BlgNr XXII. GP zur Wohn-
rechtsnovelle 2006) meinen, 
dass etwa ein von außen 
in den Mietgegenstand he-
reindringender Straßenlärm 
nicht vom Mietobjekt selbst 
stammt. Die Umgebungstem-
peratur und Sonneneinstrah-
lung sind ebenso externe Fak-
toren wie Straßenlärm. Ge-
sundheitsbeeinträchtigender 
Straßenlärm kann aber we-

gen mangelhafter Schall-
dämmung verstärkt wahrge-
nommen werden. Worin sich 
dieser Fall vom vorliegenden 
Fall unterscheidet, wird vom 
OGH in den Entscheidungs-
gründen nicht näher ausge-
führt. Nach § 6 Abs 1a MRG 
(Wohnrechtsnovelle 2006, 
BGBl I 2006/124) besteht ei-
ne Pflicht des Vermieters zur 
Beseitigung erheblicher Ge-
s u n d h e it s g e f ä h rdu n g e n 
dann nicht, wenn die Bewoh-
ner des Hauses zumutbare 
Maßnahmen ergreifen kön-
nen um diese Gesundheitsge-
fährdung abzuwenden. Wel-
che zumutbaren Maßnah-
men dies im konkreten Fall 
sein sollten, lässt der Gesetz-
geber freilich offen. Denkbar 
wären die ordnungsgemäße 
Lüftung in den Morgen- und 
Abendstunden sowie eine 
Verdunkelung der Räumlich-
keiten zur Mittagszeit. Denk-
bar wäre ebenfalls aus § 6 Abs 
1a MRG zu schließen, dass ei-
ne zumutbare Maßnahme der 
Einbau einer Klimaanlage ist. 

Der OGH wies die Entschei-
dung an das Erstgericht zur er-
gänzenden Sachverhaltsfest-
stellung zurück, weil nicht klar 
war, wie hoch die Raumtem-
peraturen des Mietobjekts in 
den Monaten Mai bis Septem-
ber waren. Ab welcher Tempe-
ratur über welchen Zeitraum 
der OGH eine Gesundheitsge-
fährdung iSd § 3 Abs 2 Z 2 MRG 
annimmt, bleibt mit Span-
nung abzuwarten. n

E 
 
ine aktuelle Ent-

scheidung des Obers-
ten Gerichtshofs 
(OGH 25.01.2016 5 
Ob 110/15k) sorgt auf 
Vermieterseite für Sor-
genfalten. Demnach 
könnten Vermieter ver-
pflichtet sein, Klimage-
räte auf eigene Kosten 
einzubauen, wenn die 
in der Wohnung herr-
schende Raumtempera-
tur zu einer erheblichen 
Gesundheitsgefährdung 
führt.

Gesundheitsgefährdung l bei zu heißer Wohnung

Pflicht für Klimaanlagen?
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MARKENRECHT

Produktplatzierung l reicht Markenrecht?

Gemeinschaftsgeschmacksmuster 
- die große Unbekannte?
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pass, etc.) heutzutage eher auf 
plumpes Reproduzieren spezi-
alisiert, ist wirksamer Schutz 
von immateriellen Rechten 
das Gebot der Stunde. Ein ab-
schreckendes Beispiel sei ge-
nannt: Erst kürzlich wurde 
dort das Filialambiente ei-
ner Drogeriekette ohne deren 
Einwilligung bildgetreu nach-
geahmt.

Die deutschen Behörden 
hingegen wiesen den An-
trag Apples auf Schutz ei-
ner dreidimensionalen Mar-
ke zurück. Schließlich man-
gle es der Marke an der Kenn-
zeichnungsfunktion, weil ein 
durchschnittlich aufmerk-
samer Verbraucher allein 
in der Ausstattung des Ge-
schäfts keinen Hinweis auf 
die betriebliche Herkunft der 
Ware erkennen würde. Im 
Wege der Rechtsmittelinstanz 
ging der Fall zur Vorabent-
scheidung an den EuGH. Die-
ser bejahte zwar die abstrakte 
Eintragungstauglichkeit der 
Marke, wies aber auf allfällige 
Eintragungshindernisse hin 
(Artikel 3 der Marken-Richtli-
nie, so zB die mangelnde Un-
terscheidungskraft). 

Vor dem Hintergrund der 
Apple-Store Entscheidung 
des EuGH (C-421/13) wird er-
sichtlich, dass auch verwand-
te Rechtsgebiete interessante 
Alternativen parat haben. 
So werden im Schatten des 
Markenrechts beim Europä-
ischen Patentamt jährlich et-
wa 85.000 Geschmacksmu-
ster eingetragen. 

Doch vorerst zurück zu 
Apple. Bereits 2010 erreichten 
sie in den USA den Schutz ei-
ner dreidimensionalen Mar-
ke, die aus der zeichnerischen 
Darstellung ihrer Verkaufslä-
den (Flag-Ship-Stores) bestand. 

Bedenkt man, dass sich 
im fernen Osten mit Chi-
na der einstige Motor zivili-
satorischer Innovation (Pa-
piergeld, Schießpulver, Kom-

Zuerst die schlechte Nach-
richt: Der Schutz einer drei-
dimensionalen Aufmachung 
eines Geschäftslokals als 
Marke wird wohl regelmäßig 
mangels Unterscheidungs-
kraft oder aufgrund des feh-
lenden beschreibenden Ge-
halts scheitern. Nun zur gu-
ten: Als Alternative zum mar-
kenrechtlichen Schutz der 
Aufmachung der Geschäfts-
fläche bietet sich die Erlan-
gung eines Gemeinschafts-
geschmacksmusters an. Im 
Unterschied zum Marken-
recht will das Geschmacks-
musterrecht nicht primär der 
Verwechslungsgefahr vor-
beugen, sondern das Design 
eines Erzeugnisses schützen. 
Schließlich ist die Entwick-
lung eines attraktiven Pro-
duktdesigns mit hohen Ko-
sten verbunden. 

Das registrierte Gemein-
schaftsgeschmacksmuster, 
geregelt in der in allen Mit-
gliedstaaten der Union un-
mittelbar anwendbaren Ver-
ordnung über das Gemein-
schaftsgeschmacksmuster 
(GGVO), gewährt dem Berech-
tigten ein ausschließliches 
Nutzungsrecht in der gesam-
ten Union. Nachahmern wird 
so ein Verbot zur Herstellung, 
Inverkehrbringen, Ein- und 
Ausfuhr sowie Benützung 
des Erzeugnisses auferlegt. 
In Zeiten grassierender Pro-
duktpiraterie ist es aus Sicht 
eines sorgfältigen Unterneh-
mers unumgänglich, ein wirt-
schaftlich wertvolles Design 
als Geschmacksmuster abzu-
sichern. Ansonsten läuft man 
sehenden Auges Gefahr, Op-
fer des Plagiats zu werden.  n

I 
 
st das „klassische 

Markenrecht“ den 
Schutzanforderungen 
der heutigen Produkt-
platzierung noch ge-
wachsen? 

Apple ist mit seinem Antrag auf 
Schutz einer dreidimensionalen 
Marke bei deutschen Gerichten 
abgeblitzt. 
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Was versteht man unter 
„Playboygrenze“?

a. Die vom Obersten Ge-
richtshof 2011 urteilsmä-
ßig entschiedene Entgelts-
grenze, bis zu deren Errei-
chen Prostitution nicht als 
sittenwidrig gilt

b. Die Mindestregalhöhe im 
Zeitschriftenhandel, unter 
der Druckwerke mit porno-

grafischem Inhalt aus Ju-
gendschutzgründen nicht 
angeboten werden dürfen

c. Die von der Rechtspre-
chung eingeführte Decke-
lung des Kindesunterhalts, 
unabhängig vom Einkom-
men des Unterhaltsver-
pflichteten

Antwort:
c. Die „Playboy- oder Luxus-
grenze“ deckelt den Kindes-
unterhalt mit dem zwei- bis 
zweieinhalbfachen des Durch-
schnittsbedarfs. Dem Kind 
wird, unabhängig von einem 
weit über dem Durchschnitt 
liegenden Einkommen des 
Unterhaltspflichtigen, kein 
höherer Unterhalt zuerkannt.

J 
 
uristische Begrif-

fe sind oft nicht für 
jeden Laien verständ-
lich. Darum will „mit 
Recht“ nun in jeder 
Ausgabe rechtliche 
Begriffe erraten las-
sen.

Recht rätselhaft

mit RECHTmit RECHT

ZIVILRECHT

Primär hat der Übernehmer 
allerdings nur das Recht auf 
Verbesserung/Reparatur bzw. 
Austausch der mangelhaften 
Ware bzw. des mangelhaften 
Werkstückes. Unter bestimm-
ten Voraussetzungen kann 
auch eine Preisminderung 
bzw. (bei nicht geringfügigen 
Mängeln) eine Aufhebung 
und Rückabwicklung des Ver-
trages (=Wandlung) begehrt 
werden. 

Preisminderung oder 
Wandlung können dann ge-
fordert werden, 
n wenn die Verbesserung 

oder der Austausch unmög-
lich sind oder für den Über-
geber mit einem unverhält-
nismäßig hohen Aufwand 
verbunden wären, 

n wenn der Übergeber die 
Reparatur oder den Aus-
tausch innerhalb angemes-
sener Frist nicht durchführt 
oder die Verbesserung fehl-
schlägt, 

n wenn der Übergeber die 
Verbesserung oder den Aus-
tausch verweigert, 

n wenn die Verbesserung 
oder der Austausch für den 
Kunden mit erheblichen 
Unannehmlichkeiten ver-
bunden wären oder 

n wenn dem Kunden die Ver-
besserung oder der Aus-
tausch aus triftigen, in der 
Person des Übergebers lie-
genden Gründen unzumut-
bar ist. 
Genau mit letzterem Punkt 

hatte sich der OGH in einer 
neuen Entscheidung (8 Ob 
101/15h) zu befassen. Wann ist 
für einen Übernehmer die Ge-
währung einer Verbesserungs-
möglichkeit unzumutbar und 
muss er folglich dem Überge-
ber keine zweite Chance ge-
währen? Im zugrunde liegen-
den Fall beauftragte eine pri-
vate Hauseigentümerin einen 
Fachmann mit der Instand-
setzung eines Parkettbodens 
durch Abschleifen und Versie-
gelung. Die Leistung erfolgte 
aber so stümperhaft, dass sie 
vollständig wiederholt werden 
musste und zusätzlich Schäden 
an Sockelleisten, Türstöcken 
und Türen verursacht wurden.  
Dies reicht allerdings für den 
OGH noch nicht, um Unzumut-
barkeit anzunehmen und so-
hin berechtigt zu sein, ohne 
Verbesserungsaufforderung 
vom Vertrag zurückzutreten. 
Das Obergericht begründete 
dies damit, dass der Werkun-
ternehmer bei der Konsumen-

W 
 
enn Sie eine 

Ware kaufen bzw. ein 
Werk in Auftrag geben, 
muss der Vertragspart-
ner („Übergeber“) eine 
Ware bzw. ein Werk lie-
fern, das mängelfrei und 
vollkommen in Ordnung 
ist. Ist dies nicht der Fall, 
haben Sie grundsätzlich 
ein Recht auf Gewähr-
leistung. Gewähr leis-
ten muss ein Übergeber 
allerdings nur für solche 
Mängel, die bereits im 
Zeitpunkt der Über-
gabe vorhanden waren 
(unabhängig davon, 
wann Sie den Mangel 
tatsächlich bemerkt ha-
ben).

Recht l auf Gewährleistung

Zweite Chance für Verkäu fer bei groben Mängeln?
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tin zwei vorangegangene Auf-
träge tadellos erledigt habe. 
Im Hinblick darauf ermögliche 
selbst das grob mangelhafte (!) 
bzw. sogar grob fahrlässige (!) 
Vorgehen des Werkunterneh-
mers die Werksbestellerin noch 
nicht, ohne Einräumung der 
Verbesserungs chance Rückab-
wicklung zu begehren. 

Verbesserungschance

Die Unzumutbarkeit einer 
Verbesserungschance we-
gen Inkompetenz des Un-
ternehmens kann demnach 
nicht mit der Mangelhaftig-
keit der Leistung allein be-
gründet werden, es müssen 
noch weitere Umstände hin-
zukommen. Solche „zusätz-
lichen Umstände“ liegen laut 
OGH beispielsweise dann vor, 
wenn bei einem PKW nach er-
folgter Reparatur sicherheits-
relevante Mängel vorliegen 
(z.B. fehlerhafte Reparatur an 
der Bremsanlage eines Kfz, 
die zu einem Bremsversagen 
führt) und der Verkäufer die-

se selbst beheben oder dafür 
wieder jenen Mechaniker he-
ranziehen will, der schon die 
nicht ausreichenden Repara-
turen vor der Übergabe vor-
genommen hat. In einem sol-
chen Fall wäre also der Käufer 
berechtigt, auch ohne die Ge-
währung einer zweiten Ver-
besserungschance sofort den 
Preis zu mindern bzw. den 
Vertrag rückabzuwickeln. (8 
Ob 14/08d)

In Deutschland werden 
nicht ganz so hohe Anforde-
rungen an die Unzumutbar-
keit gestellt wie in Österrei-
ch. So hatte sich der BGH mit 
einem Fall zu beschäftigen, 
in welchem die Klägerin eine 
neue Küche um über 80.000 
Euro kaufte. Nach dem Einbau 
der Küche zeigten sich mehre-
re Sachmängel. Die Klägerin 
bat das verkaufende Küchen-
studio per E-Mail um schnelle 
Behebung der näher bezeich-
neten Mängel. Als nichts ge-
schah, setzte sie eine unan-
gemessene kurze Nachfrist 
und trat vom Vertrag zurück. 

Der BGH allerdings erwog, 
dass im gegenständlichen 
Fall alles dafür spreche, dass 
die Klägerin sogar ohne vor-
herige Fristsetzung aufgrund 
Unzumutbarkeit der Nach-
erfüllung zum Rücktritt be-
rechtigt ist: Insbesondere die 
Unzuverlässigkeit des Ver-
käufers und der Umstand, 
dass der Verkäufer bereits bei 
Übergabe einen erheblichen 
Mangel an fachlicher Kompe-
tenz hat erkennen lassen und 
das Vertrauensverhältnis zwi-
schen den Parteien nachhal-
tig gestört war sowie der Um-
stand, dass eine ungewöhn-
liche Häufung grober Monta-
gemängel beanstandet wur-
de, würden eine Unzumutbar-
keit rechtfertigen.  n

Wenn bei einem Auto nach einer 
Reparatur die Fahrsicherheit 
gefährdet ist, hat die 
Werkstätte kein Recht auf eine 
Verbesserungschance. Wie ist 
aber die Rechtslage bei anderen 
Gewährleistungsproblemen?

Zweite Chance für Verkäu fer bei groben Mängeln?
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GESELLSCHAFTSRECHT

Syndikatsverträge regeln et-
wa die Stimmrechtsaus-
übung (Stimmbindung), Ge-
schäftsführer- und Vorstands-
bestellungen, die wirtschaft-

liche Ausrichtung und die 
Finanzverfassung einer Ge-
sellschaft, den Schutz der Ge-
schäftsgeheimnisse, den In-
formationsaustausch zwi-
schen Organen und Gesell-
schaftern, Übertragungs-
beschränkungen, Aufgriffs-
rechte und vieles mehr. Syn-
dikatsverträge werden von 
der Judikatur als Gesellschaf-
ten bürgerlichen Rechts („Ges-
bR“) angesehen. Solche Ver-
träge werden in der Regel auf 
unbestimmte Zeit, jedenfalls 
für die Dauer des Bestandes 
der Hauptgesellschaft, un-
ter Verzicht auf Kündigungs-
möglichkeiten abgeschlossen. 
Seit dem 1. Jänner 2015 sind 
die neuen Bestimmungen 
zur Gesellschaft bürgerlichen 
Rechts in Kraft. Diese sehen 
in § 1209 iVm § 1211 ABGB al-
lerdings ein zwingendes or-
dentliches Kündigungsrecht 
bei auf unbestimmte Zeit ab-
geschlossenen Verträgen und 
bei stillschweigender (dh au-
tomatischer) Verlängerung 
befristeter Verträge vor. Dies 
hatte zur Folge, dass die Un-
kündbarkeitsvereinbarung 
von Syndikatsverträgen un-
zulässig geworden ist. Ziel 
von Syndikatsverträgen ist 
es aber, für die gesamte Dau-
er der Gesellschafterstellung 
der jeweiligen Syndikatsver-
tragspartner die einheitliche 
Ausübung der Gesellschaf-
terrechte (insbesondere des 
Stimmverhaltens) verbind-

lich und unkündbar zu re-
geln. Der Zweck der Konflikt-
vermeidung unter den Gesell-
schaftern war mit dieser neu-
en Rechtslage ernstlich in Ge-
fahr. 

Nun hat der Gesetzgeber 
Abhilfe geschaffen. Das Ab-
schlussprüfungsrechts-Ände-
rungsgesetzes 2016 (APRÄG 
2016, BGBl I Nr. 43/2016 in 
Kraft seit 1.7.2016) sieht vor, 
dass der Ausschluss der Kün-
digungsmöglichkeit nicht für 
Innengesellschaften gilt. Der 
Ministerialentwurf gibt Auf-
schluss: Das ordentliche Kün-
digungsrecht soll grundsätz-
lich (wieder) verzichtbar wer-
den. Bei einer reinen Innenge-
sellschaft erscheint es nicht 
sachgerecht, dieses Kündi-
gungsrecht bei unbefristeten 
Verträgen zwingend auszu-
schließen, zumal nicht das 
wirtschaftliche Risiko einer 
Haftung für Schulden der Ge-
sellschaft besteht. Der Ver-
zicht auf das ordentliche Kün-
digungsrecht bei unbefriste-
ten Syndikatsverträgen kann 
nun vertraglich wieder ver-
einbart werden.  n

S 
 
yndikatsverträge 

(auch Stimmbindungs-
verträge, Poolverträge 
oder Shareholder Agree-
ments) sind ein belieb-
tes Mittel, gesellschafts-
rechtliche Nebenverein-
barungen weitgehend 
publizitätslos zu gestal-
ten. Anders als der Ge-
sellschaftsvertrag selbst 
muss ein Syndikatsver-
trag nämlich nicht beim 
Firmenbuchgericht hin-
terlegt werden. Er kann 
auch weitgehend form-
los geändert werden, 
wenn nicht im Einzelfall 
die Notariatsaktsform 
vorgeschrieben ist. 

Gesetzgeber l handelt in letzter Sekunde

Syndikatsverträge 
in Gefahr 

ge
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OGH nun aber mit der of-
fenen Grundsatzfrage, ob 
nämlich Schmerzengeld zu-
steht, wenn der Geschädigte 
mit dem Wissen leben muss, 
nur mehr eine erheblich re-
duzierte statistische Lebens-
erwartung zu haben. Bislang 
musste sich der OGH zwar 
schon mit der Frage eines 
Schmerzengeldanspruches 
für einen verfrühten Tod, 
welchen die Erben geltend 
machten, auseinandersetzen 
(etwa RIS-Justiz RS011943), 
nicht aber mit dieser Frage. 
Der Schmerzengeldanspruch 
endet nach ständiger Recht-
sprechung mit dem Tod des 
Verletzten. Im Gegensatz 
zu dieser, den Schmerzen-
geldanspruch verneinenden, 
Rechtsprechung, billigte 
der OGH dem Opfer einen 
Schmerzengeldanspruch für 
die Leidenszustände, die aus 
dem Wissen um die verrin-
gerte Lebenserwartung re-
sultieren, zu. Der OGH be-
tont, dass das Schmerzengeld 
für die seelischen Leidenszu-
stände aufgrund der verrin-
gerten Lebenserwartung zu-
steht und nicht für die ver-
kürzte Lebenserwartung an 
sich. 

Zum Anlassfall: Der Kläger 
erlitt einen Herzinfarkt mit 
irreversibler Herzschädigung 
aufgrund einer ärztlichen 
Fehlbehandlung. Der Kläger 
muss mit einer dauerhaften 
Einschränkung der körper-
lichen und psychischen Lei-
stungsfähigkeit im Vergleich 
zu gesunden Menschen um 
50 Prozent leben und leidet 
bei körperlicher Belastung an 
mittelgradigen Schmerzen. 
Neben der bereits beschrie-
benen psychischen Belas-
tung leidet der Kläger auch 
an Existenzängsten. Der Klä-
ger begehrte Schmerzengeld 

Herzinfarkt nach Fehlbehandlung: 
Gibt es Schmerzengeld für 
seelischen Leidenszustände aufgrund 
verringerter Lebenserwartung?

Die einschlägige gesetzliche 
Bestimmung des § 1325 ABGB 
normiert lediglich, dass dem 
Verletzten „ein den erhobe-
nen Umständen angemes-
senes Schmerzengeld“ zu-
steht. Welche „Umstände“ im 
jeweils zur Beurteilung an-
stehenden Einzelfall bei der 
Bemessung zu berücksichti-
gen sind und wonach sich die 
Angemessenheit und damit 
das Ausmaß dieses Schmer-
zengeldes (für physische als 
auch psychische Leiden) rich-
tet, lässt der Gesetzgeber of-
fen. Es liegt an der Rechtspre-
chung, Grundsätze für die 
Höhe eines angemessenen 
Schmerzengeldes zu entwi-
ckeln. Im Einzelfall werden 
daher vergleichbare Fälle, 
welche der Oberste Gerichts-
hof (OGH) bereits entschie-
den hat, als Referenz für die 
Höhe des Schmerzengeldes 
herangezogen. Äußerst sel-
ten muss der OGH noch über 
Grundsätze von Schmerzen-
geldansprüchen entschei-
den, welche nicht bereits 
durch seine Rechtsprechung 
gefestigt sind.

In der Entscheidung 10 Ob 
89/15h beschäftigte sich der 

von 200.000 Euro der OGH 
sprach  90.000 Euro zu.

Der Betrag ergibt sich in 
Zusammenschau mit ande-
ren Entscheidungen, in de-
nen der OGH die Verlet-
zungen als noch schwer-
wiegender qualifizierte. Ein 
schweres Schädelhirntrauma 
mit anschließender Pflegebe-
dürftigkeit, Rollstuhlpflicht 
und Stuhl- und Harninkon-
tinenz rechtfertigte Schmer-
zengeld von 160.000 Euro (2 
Ob 180/04s). Ein ausgedehn-
ter Weichteilverlust mit an-
schließenden 22 Operationen 
innerhalb von zwei Monaten 
und starken Schmerzen so-
wie Gefühllosigkeit am ge-
samten Unterleib brachte an 
Schmerzengeld 170.000 Euro 
(2 Ob 83/14s) und ein lebens-
bedrohliches Polytrauma mit 
zahlreichen Brüchen, unheil-
barer Gallenwegentzündung 
und ausgeprägte Gelbsucht 
und Erleiden von Todesäng-
sten letztlich  130.000 Euro 
(2 Ob 175/14w). Eines zeigen 
auch diese Entscheidungen: 
Kein Schmerzengeld der Welt 
kann den Verlust der Gesund-
heit ausgleichen. n

B 
 
is heute gibt es 

keine wissenschaftlich 
anerkannte und auch 
wirklich funktionie-
rende Methode zur 
Messung von Schmerz-
empfindungen. Rechts-
anwälte und Gerichte 
stehen daher im Falle 
von Körperverletzun-
gen vor dem Problem 
der Objektivierung von 
Schmerzen.  

Schmerzengeld für 
verminderte Lebenserwartung? 

en
ts

ch
äd

ig
t

Gesetzgeber l lässt Höhe des Schmerzengeldes offen
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In der Entscheidung 9 ObA 
117/15v, die hier nur ganz kurz 
wiedergegeben werden kann 
(die Entscheidung hat im Ori-
ginal 45 Textseiten!), beur-
teilte der OGH folgenden 
Sachverhalt: Eine Notari-

Darf ein Dienstgeber einer 
Mitarbeiterin die Vollverschleierung 
verbieten?

atsangestellte begehrte vom 
beklagten Notar eine pau-
schale Entschädigung von € 
7.000,00 für die erlittene per-
sönliche Beeinträchtigung 
wegen einer Diskriminierung 
ihrer Person aufgrund der Re-
ligion bei den sonstigen Ar-
beitsbedingungen und der 
Beendigung des Arbeitsver-
hältnisses. Konkret machte 
sie geltend, aufgrund des Tra-
gens eines islamischen Kopf-
tuches (Hijab) und mantel-
artigen Übergewands (Aba-
ya) bei der Zuweisung von 
Aufgaben im Parteienver-
kehr und als Testamentszeu-
gin gegenüber anderen Mit-
arbeiterinnen zurückgesetzt 
worden zu sein. Dazu seien 
gegen Ende des Arbeitsver-
hältnisses diskriminierende 
Bemerkungen des Beklagten 
wie „Dauerexperiment eth-
nischer Kleidung“ und „Ver-
mummung“ gefallen. Beson-
ders schwer habe sie aber vor 
allem die Kündigung des Ar-
beitsverhältnisses getroffen, 
die wegen ihrer Ankündi-
gung erfolgt sei, in Zukunft 
mit einem islamischen Ge-
sichtsschleier (Niqab) zu ar-
beiten. 

Der OGH meinte dazu: Eine 
unzulässige Diskriminierung 
bei den sonstigen Arbeitsbe-
dingungen wegen der Religi-
on liegt vor, wenn ein Notar 
einer Mitarbeiterin das Tra-
gen des islamischen Kopf-
tuchs (Hijab) und des mantel-
artigen Übergewands (Abaya) 
am Arbeitsplatz jahrelang ge-
stattet, er nach ihrer Rückkehr 
aus der Karenz zwar seine Zu-
stimmung zum Tragen des is-
lamischen Kopftuches nicht 
zurücknimmt, er sie aber nur 
mehr eingeschränkt im Kli-
entenkontakt und als Testa-
mentszeugin einsetzt.

Keine unzulässige unmit-
telbare Diskriminierung we-
gen der Religion liegt aber 
vor, wenn der Arbeitgeber 

das Dienstverhältnis später 
beendet, weil die Arbeitneh-
merin angekündigt hat, sich 
der Weisung des Notars, wäh-
rend der Arbeit keinen isla-
mischen Gesichtsschleier (Ni-
qab) zu tragen, zu widerset-
zen. Die Nichtverschleierung 
des Gesichts ist aufgrund der 
Art der beruflichen Tätigkeit 
der Klägerin als Notariatsan-
gestellte und der Rahmenbe-
dingungen ihrer Ausübung 
als eine wesentliche und ent-
scheidende berufliche Vo-
raussetzung zu qualifizieren, 
sodass die grundsätzlich vor-
liegende Diskriminierung 
durch den Ausnahmetatbe-
stand des § 20 Abs 1 Gleichbe-
handlungsgesetz gerechtfer-
tigt ist. Bei einer Gesamtbe-
trachtung all dieser Umstän-
de und unter Bedachtnah-
me darauf, dass der Entschä-
digung nach § 26 Abs 14 GlBG 
auch präventive Funktion zu-
zukommen hat, wurden  1.200 
Euro als Entschädigung für 
die erlittene persönliche Be-
einträchtigung bei den son-
stigen Arbeitsbedingungen 
zugesprochen.

Bisher gab es noch keine 
höchstgerichtliche Rechtspre-
chung zur Frage der Diskrimi-
nierung aus Gründen der Reli-
gion durch Einschränkungen 
infolge des Tragens eines isla-
mischen Kopftuchs und einer 
Verschleierung des Gesichts 
bei Tätigkeiten mit Kunden-
kontakt. Der OGH setzt leider 
keine klaren Grenzen. Beim 
Europäischen Gerichtshof ist 
derzeit ein ähnlich gelagertes 
Verfahren anhängig, das ab-
zuwarten bleibt. Anzuraten 
ist jedenfalls eine Überprü-
fung der Kleidungsvorschrif-
ten am Arbeitsplatz. n

M 
 
it dieser brisan-

ten Frage beschäftigte 
sich der Oberste Ge-
richtshof jüngst sehr 
ausführlich.

Schadenersatz l wegen Diskriminierung aufgrund der Religion

Lag Diskriminierung vor?
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Bei seiner Rückkehr glich sein 
Haus einem Eispalast, weil 
Wasser aus den Leitungen 
ausgetreten und gefroren 
war. Da die Versicherung die 
Deckung des Schadens ver-
weigerte, erhob der Versiche-
rungsnehmer Klage.

Die beklagte Versicherung 
wandte Leistungsfreiheit ein 
(§ 6 Versicherungsvertragsge-
setz, VersVG), schließlich habe 
der VN eine ihn treffende Ob-
liegenheit vor dem Schadens-
fall verletzt, die sogenannte 72 
Stunden-Klausel gemäß den 
Allgemeinen Bedingungen 
für Leitungswasserversiche-
rungen (AWB). Danach sind 
alle Wasserleitungen abzu-
sperren und geeignete Maß-
nahmen gegen Frostschäden 
zu treffen, wenn Gebäude län-
ger als 72 Stunden von allen 
Personen verlassen werden. 
Da er dies fahrlässig unterlas-
sen habe, sei die Versicherung 
leistungsfrei. Der OGH gab der 
Versicherung Recht, der VN 
blieb auf seinem Schaden sit-
zen.

Bemerkenswert ist die Aus-
legung des OGH zur Frage, 
wann ein zu Wohn zwecken 
bestimmtes Gebäudes als 
verlassen im Sinne dieser 
Versicherungsbedingungen 

Ein Versicherungsnehmer 
(VN) hat die Wasserleitungen 
nicht abgesperrt, obwohl er 
sein Haus während der Win-
termonate für längere Zeit 
verließ, das war so geplant. 

gilt. Nach ständiger Recht-
sprechung (7 Ob 66/12z; 7 Ob 
190/15i) kommt es nämlich 
bloß darauf an, innerhalb 
welchen Zeitraums das Ge-
bäude nicht bewohnt worden 
ist. Bezeichnet man nämlich 
nach allgemeinem Sprach-
gebrauch ein Haus als ver-
lassen, wenn es weder be-
wohnt wird noch von den Be-
wohnern, den Nachbarn oder 
sons tigen Personen zu Kon-
trollzwecken betreten wird. 
Der OGH sieht ein Gebäude 
jedoch bereits dann als verlas-
sen an, wenn es durch mehr 
als 72 Stunden nicht bewohnt 
wird. Diese Interpretation ist 
möglicherweise zu eng, weil 
es weder den durchaus ver-
schiedenen Lebensformen 
gerecht wird noch technisch 
im 21. Jahrhundert Sinn hat. 
Jedoch muss man Versiche-
rungsnehmern demnach ra-
ten: „Beim Verlassen des Ge-
bäudes Wasserleitungen ab-
sperren, sonst verlässt Sie Ihre 
Versicherung“. Schönen Win-
terurlaub! n

S 
 
tolze Ferienhaus-

besitzer haben es beim 
Verlassen ihres Hauses 
wohl eher verinner-
licht als Jene, die ihren 
Hauptwohnsitz voll Ur-
laubsfreude hinter sich 
lassen. Die Rede ist vom 
Absperren der Wasser-
leitungen, falls man sein 
Haus für längere Zeit 
verlässt. Der OGH (7 Ob 
190/15i) verdeutlicht, 
warum dieser Handgriff 
eine prominente Stel-
lung in der „Abreise-
Checkliste“ genießen 
sollte.

Verlassene Häuser l und die „72 Stunden – Klausel“

Kein Verlass auf die 
Versicherung 
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